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14. Landschaftsversammlung 2014-2020

Niederschrift
über die 28. Sitzung des Gesundheitsausschusses

am 22.11.2019 in Köln, Landeshaus

- öffentlicher Teil -

Anwesend vom Gremium:

CDU

Dr. Ammermann, Gert (für Dr. Schlieben)
Dickmann, Bernd
Heister, Joachim
Herbrecht, Wilhelm
Kromer-von Baerle, Wolfgang
Loepp, Helga
Mucha, Constanze
Nabbefeld, Michael
Schavier, Karl

SPD

Arndt, Denis
Berten, Monika
Ciesla-Baier, Dietmar
Recki, Gerda (für Heinisch)
Schmidt-Zadel, Regina
Schulz, Margret (Vorsitzende)
Wucherpfennig (für Kiehlmann)

Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Barion, Katrin
Kresse, Martin
Peters, Anna (für Beck)

FDP

Feiter, Stefan
Franke, Petra

Die Linke.

Hamm, Gudrun

FREIE WÄHLER

Alsdorf, Georg

 



- 2 -

Verwaltung:

Wenzel-Jankowski, LVR-Dezernentin "Klinikverbund und Verbund Heilpädagogischer 
Hilfen"
Lüder, LVR-Fachbereichsleiter "Maßregelvollzug"
Dr. Möller-Bierth, LVR-Fachbereichsleiterin "Personelle und organisatorische Steuerung"
Stephan-Gellrich, LVR-Fachbereichsleiterin "Planung, Qualität und 
Innovationsmanagement"
Thewes, LVR-Fachbereichsleiter "Wirtschaftliche Steuerung" (bis auf TOP 14.3)
Mertens, LVR-Fachbereich "Planung, Qualität und Innovationsmanagement" (bis TOP 3)
Brinkmann, Leiterin der LVR-Stabsstelle "Gleichstellung und Gender Mainstreaming"
Herbst, LVR-Fachbereich "Finanzmanagement" (bis TOP 12)
Höynck, LVR-Fachbereich "Finanzmanagement" (bis TOP 12)
Groeters, LVR-Fachbereich "Personelle und organisatorische Steuerung" (Protokoll)
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T a g e s o r d n u n g 

Öffentliche Sitzung Beratungsgrundlage

1. Anerkennung der Tagesordnung   

2. Niederschrift über die 27. Sitzung vom 20.09.2019   

3. Seelische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen 
stärken durch integrierte Behandlung und Rehabilitation 
durch Kinder- und Jugendpsychiatrie in den Regionen

14/3736 E 

4. Förderung von Ehrenamt und Peer Counseling in der 
Selbsthilfe

14/3750 E 

5. Haushalt 2020/2021   

5.1. Anträge zum Haushalt   

5.1.1. Aktualisierung Versorgungskonzepte LVR-Kliniken; 
Haushalt 2020/2021

14/300 SPD, CDU E 

5.1.2. Lastenfahrräder in allen LVR-Kliniken 14/314/1 GRÜNE E 

5.2. Haushaltsentwurf 2020/2021; hier: Zuständigkeit des 
Gesundheitsausschusses

14/3585/1 B 

5.3. Wirtschaftsplanentwürfe 2020 sowie 
Veränderungsnachweise zu den Wirtschaftsplanentwürfen 
2020 des LVR-Klinikverbundes

14/3656 E 

6. Forum Psychiatrie - Dezentrale Begegnungsstätten zur 
Geschichte und Gegenwart der Psychiatrie

14/3720 E 

7. Gutachten zur Krankenhauslandschaft in Nordrhein-
Westfalen

14/3776 K 

8. Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über 
eine Personalausstattung Psychiatrie und Psychosomatik-
Richtlinie: Erstfassung (PPP-RL)

14/3787 K 

9. Ablösung des Patientenmanagementsystems IS-H durch 
NEXUS-PAT

14/3771 K 

10. Anträge und Anfragen der Fraktionen   

11. Bericht aus der Verwaltung   

12. Verschiedenes   

Nichtöffentliche Sitzung

13. Niederschrift über die 27. Sitzung vom 20.09.2019   

14. Personalmaßnahmen   

14.1. Befristete Weiterbeschäftigung und Bestellung zum 
Kaufmännischen Direktor und Vorsitzenden des 
Klinikvorstandes der LVR-Klinik Bonn

14/3765 B 



- 4 -

14.2. Befristete Weiterbeschäftigung und Wiederbestellung zum 
Pflegedirektor im Klinikvorstand der LVR-Klinik Köln

14/3691 B 

14.3. Befristete Weiterbeschäftigung und Bestellung zum 
Kaufmännischen Direktor und Vorsitzenden des 
Klinikvorstandes der LVR-Klinik Langenfeld

14/3770 B 

14.4. Befristete Weiterbeschäftigung und Wiederbestellung zur 
Kaufmännischen Direktorin und Vorsitzenden der 
Klinikvorstände der LVR-Klinik Mönchengladbach, der LVR-
Klinik Viersen und der LVR-Klinik für Orthopädie Viersen

14/3679 B 

14.5. Bestellung zum Ärztlichen Direktor im Klinikvorstand der 
LVR-Klinik für Orthopädie Viersen

14/3688 B 

14.6. Bestellung zum Stellvertreter der Ärztlichen Direktion im 
Klinikvorstand der LVR-Klinik für Orthopädie Viersen

14/3689 B 

15. LVR-Benchmarking-Report 2019 14/3641 K 

16. Bericht über die Budgetverhandlungen 2018 für den KHG-
Bereich des LVR-Klinikverbundes

14/3766 K 

17. Maßregelvollzug   

17.1. Aktueller Bericht   

17.2. Belegungssituation im Maßregelvollzug   

18. Anträge und Anfragen der Fraktionen   

19. Bericht aus der Verwaltung   

20. Verschiedenes   

Beginn der Sitzung: 09:30 Uhr

Ende öffentlicher Teil: 10:15 Uhr

Ende nichtöffentlicher Teil: 10:30 Uhr

Ende der Sitzung: 10:30 Uhr

Vor Eintritt in die Tagesordnung begrüßt die Vorsitzende die Mitglieder des 
Gesundheitsausschusses, die Gäste und die Verwaltung zu der heutigen Sitzung. Sie stellt 
Frau Brinkmann als neue Leiterin der Stabsstelle Gleichstellung und Gender 
Mainstreaming vor und wünscht ihr persönlich und im Namen der Mitglieder des 
Gesundheitsausschusses viel Erfolg für ihre neue Aufgabe.
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Öffentliche Sitzung

Punkt 1
Anerkennung der Tagesordnung

Herr Nabbefeld beantragt, die Vorlage Nr. 14/3641 "LVR-Benchmarking-Report 2019" in 
der nächsten Sitzung des Gesundheitsausschusses zu beraten. 

Auf Frage von Herrn Nabbefeld sagt Frau Wenzel-Jankowski einen kurzen, einführenden 
Vortrag der Verwaltung zu der Thematik zu.

Der Gesundheitsausschuss stimmt dem zu.

Mit dieser Änderung wird der Tagesordnung für die Sitzung des Gesundheitsausschusses 
am 22.11.2019 zugestimmt.

Punkt 2
Niederschrift über die 27. Sitzung vom 20.09.2019

Gegen den öffentlichen Teil der Niederschrift werden keine Einwendungen erhoben.

Punkt 3
Seelische Gesundheit von Kindern und Jugendlichen stärken durch integrierte 
Behandlung und Rehabilitation durch Kinder- und Jugendpsychiatrie in den 
Regionen
Vorlage Nr. 14/3736

Frau Schmidt-Zadel lobt die Weiterentwicklung der Vernetzung zwischen Kinder- und 
Jugendpsychiatrie, Jugendhilfe und anderen relevanten Akteuren. Wichtig sei sowohl die 
Zusammenarbeit mit den Jugendämtern als auch mit den Eltern.

Frau Loepp ergänzt, es sei sehr zu begrüßen, dass fünf Modellregionen gefördert werden 
könnten. Es ist zu wünschen, dass davon weitere Impulse für die Zusammenarbeit vor Ort 
für Kinder und Jugendliche mit seelischen Problemen ausgehen.

Frau Franke führt aus, dass der Vorlage inhaltlich zugestimmt werden könne. Sie bittet 
aber, dass bei der Erstellung von Vorlagen bei dem Hinweis auf die Antragstellung aus der 
politischen Vertretung einheitlich vorgegangen werde.

Herr Kresse hebt hervor, es sei zu begrüßen, dass deutlich mehr Regionen als erwartet 
gefördert würden. Er wünscht sich eine Ausdehnung der Angebote in die Fläche.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig folgenden empfehlenden Beschluss:

1. Der Bericht zur Umsetzung des Haushaltsbeschlusses 14/225 „Seelische Gesundheit 
von Kindern und Jugendlichen stärken durch integrierte Behandlung und Rehabilitation 
durch Kinder und Jugendpsychiatrie und Jugendhilfe in den Regionen" wird zur Kenntnis 
genommen.  

2. Zur Umsetzung des Haushaltsbeschlusses 14/225 „Seelische Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen stärken durch integrierte Behandlung und Rehabilitation durch Kinder 
und Jugendpsychiatrie und Jugendhilfe in den Regionen; Haushalt 2019“ werden fünf 
Modellregionen gemäß Vorlage 14/3736 gefördert. Dazu werden in den folgenden vier 
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Haushaltsjahren Haushaltsmittel im Umfang von 1.499.950,- €. bereitgestellt.

Punkt 4
Förderung von Ehrenamt und Peer Counseling in der Selbsthilfe
Vorlage Nr. 14/3750

Frau Schmidt-Zadel führt aus, die in der Vorlage dargestellten Förderungsmöglichkeiten 
von Ehrenamt und Peer Counseling in der Selbsthilfe seien sehr zu begrüßen. Damit 
bestehe auch die Möglichkeit des Eingehens von sozialversicherungspflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen im Bereich des Peer Counselings, um qualifizierte 
Berater*innen beschäftigen zu können.

Herr Kresse lobt die Förderungsmöglichkeiten in diesem Bereich. Von den 
Selbsthilfeorganisationen gehe Empowerment für die psychiatrische Versorgung aus, das 
genutzt werden müsse.

Auf Frage von Frau Loepp antwortet Frau Wenzel-Jankowski, die Fördersumme für 
Ehrenamt und Selbsthilfe sei seit 2009 nicht mehr angepasst worden. Daneben fehle 
bisher die Möglichkeit der Förderung von Personalkosten im Rahmen des Peer 
Counselings in der Selbsthilfe innerhalb des Förderprogrammes "Ehrenamt und 
Selbsthilfe" für psychisch kranke Menschen, was aber für die Ausweitung des Peer 
Counselings erforderlich ist.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig folgenden empfehlenden Beschluss:

Der Erhöhung des bisherigen Fördertopfes "Ehrenamt und Selbsthilfe" von jährlich 
230.500 € auf 390.000 € sowie die Möglichkeit der Förderung von Personalkosten für 
Peer Counseling in der Selbsthilfe wird gemäß Vorlage Nr. 14/3750 zugestimmt.  
Die modifizierten Förderkriterien des Landschaftsverbandes Rheinland zur Förderung von 
Ehrenamt und Peer Counseling in der Selbsthilfe treten ab dem 01.01.2020 in Kraft.

Punkt 5
Haushalt 2020/2021

Punkt 5.1
Anträge zum Haushalt

Punkt 5.1.1
Aktualisierung Versorgungskonzepte LVR-Kliniken; Haushalt 2020/2021
Antrag Nr. 14/300 SPD, CDU

Herr Alsdorf informiert, die Fraktion FREIE WÄHLER werde sich an den Abstimmungen 
zum Haushalt nicht beteiligen, da ihre Haushaltsklausur erst am Wochenende stattfinde.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig - bei Nichtteilnahme der Fraktion FREIE 
WÄHLER - folgenden empfehlenden Beschluss:

Die LVR-Kliniken werden gebeten, die von Ihnen im Jahr 2016 vorgelegten 
gerontopsychiatrischen Versorgungskonzepte zu aktualisieren unter besonderer 
Berücksichtigung der anstehenden Krankenhausbedarfsplanung und der Optimierung der 
Vernetzung in Kooperation mit den somatischen Krankenhäusern und niedergelassenen 
Haus- und Fachärzten der Region.
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Punkt 5.1.2
Lastenfahrräder in allen LVR-Kliniken
Antrag Nr. 14/314/1 GRÜNE

Herr Kresse schlägt vor, unter Berücksichtigung der Beratungen in den 
Krankenhausausschüssen, der Verwaltung einen Prüfauftrag zum Einsatz von 
Lastenfahrrädern in den LVR-Kliniken zu erteilen.

Frau Loepp weist daraufhin, dem könne die CDU-Fraktion zustimmen. Jede Klinik müsse 
prüfen, ob für sie der Einsatz von Lastenfahrrädern sinnvoll sei.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig - bei Nichtteilnahme der Fraktion FREIE 
WÄHLER - folgenden geänderten empfehlenden Beschluss:

Die Vorstände der LVR-Kliniken werden beauftragt, die Möglichkeit des Einsatzes von 
Lastenfahrrädern in den LVR-Kliniken zu prüfen.

Punkt 5.2
Haushaltsentwurf 2020/2021; hier: Zuständigkeit des Gesundheitsausschusses
Vorlage Nr. 14/3585/1

Herr Kresse und Frau Hamm äußern auch für ihre Frakionen, dass sie an der Abstimmung 
nicht teilnehmen, da ihre Haushaltsklausuren noch anstehen.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig - bei Nichtteilnahme der Fraktionen Bündnis 
90/DIE GRÜNEN, Die Linke. und FREIE WÄHLER - folgenden Beschluss:

1) Dem Entwurf des Haushaltes 2020/2021 für die Produktgruppen 059, 060 (ohne das 
Produkt A.060.03) und 063 im Produktbereich 07 wird gemäß Vorlage 14/3585/1 
zugestimmt.  

2) Dem Entwurf des Haushaltes 2020/2021 einschließlich des Veränderungsnachweises 
der Produktgruppen 061, 062 und 064 im Produktbereich 07 wird gemäß Vorlage 
14/3585/1 zugestimmt.

Punkt 5.3
Wirtschaftsplanentwürfe 2020 sowie Veränderungsnachweise zu den 
Wirtschaftsplanentwürfen 2020 des LVR-Klinikverbundes
Vorlage Nr. 14/3656

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig folgenden empfehlenden Beschluss:

1. Die Wirtschaftsplanentwürfe des LVR-Klinikverbundes für das Jahr 2020 einschließlich 
des Kassenkreditrahmens und der Verpflichtungsermächtigungen werden unter 
Berücksichtigung der Veränderungsnachweise in der Fassung der Vorlage Nr. 14/3656 
festgestellt. 

2. Die Verwaltung wird beauftragt, die Wirtschaftsplanentwürfe 2020 bis zur Drucklegung 
noch an die aktuelle Entwicklung anzupassen und ggf. erforderliche Änderungen ohne 
Einzelaufführung in den Veränderungsnachweisen bei der Drucklegung der endgültigen 
Wirtschaftspläne vorzunehmen, soweit diese keine Auswirkungen auf die ausgewiesenen 
Ergebnisse haben.
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Punkt 6
Forum Psychiatrie - Dezentrale Begegnungsstätten zur Geschichte und 
Gegenwart der Psychiatrie
Vorlage Nr. 14/3720

Herr Alsdorf informiert, die Fraktion FREIE WÄHLER werde sich auch an dieser 
Abstimmung nicht beteiligen, da die Haushaltsklausur erst am Wochenende stattfinde.

Frau Schmidt-Zadel führt aus, es sei sehr zu begrüßen, dass sich der Landschaftsverband 
Rheinland seiner Geschichte stelle. Sie erinnert sowohl an die Geschichte von Brauweiler 
als auch an die Verdienste der Psychiatrieenquête. An der Konzeption für das Forum 
Psychiatrie sei insbesondere auch positiv zu bewerten, dass aktuelle Themen der 
psychiatrischen Versorgung in der Gegenwart einem breiteren Publikum zugänglich 
gemacht werden sollen. 

Herr Nabbefeld ergänzt, das Rahmenkonzept "Forum Psychiatrie - Dezentrale 
Begegnungsstätten zur Geschichte und Gegenwart der Psychiatrie im Rheinland" sei sehr 
gut gestaltet.

Herr Kresse weist daraufhin, teilweise gebe es in der Bevölkerung immer noch 
rassistisches Gedankengut aus der Zeit des Nationalsozialismus, das auch vor der 
Beurteilung von psychisch Kranken und geistig Behinderten nicht Halt mache. Die Idee 
des Forums Psychiatrie diene der Menschenrechtsbildung und dem positiven Eintreten für 
psychisch kranke und behinderte Menschen. Aus einer solchen Arbeit könnten Synergien 
für die Zukunft entstehen, die es weiterzuentwickeln lohne. Gerade junge Menschen 
müssten auch für die Thematik sensibilisiert werden.

Herr Feiter hebt hervor, gerade das pädagogische Konzept des Forums Psychiatrie sei 
sehr zu begrüßen. Es gelte durch die Kombination von psychiatriehistorischen 
Präsentationen mit Veranstaltungen mit aktuellem Zeitbezug ein modernes und 
attraktives Programm zu entwickeln und aufrecht zu erhalten, damit in der Bevölkerung 
ein einfühlsameres Denken für die Belange von Menschen mit Behinderungen erzeugt 
werde.

Der Gesundheitsausschuss fasst einstimmig bei Nichtteilnahme der Fraktion FREIE 
WÄHLER folgenden empfehlenden Beschluss:

Der Landschaftsausschuss stimmt dem Rahmenkonzept für das „Forum Psychiatrie – 
Dezentrale Begegnungsstätten zur Geschichte und Gegenwart der Psychiatrie im 
Rheinland“ gemäß Vorlage Nr. 14/3720 zu und beauftragt die Verwaltung mit der 
Finanzierungs- und Umsetzungsplanung.

Punkt 7
Gutachten zur Krankenhauslandschaft in Nordrhein-Westfalen
Vorlage Nr. 14/3776

Frau Wenzel-Jankowski erläutert das Gutachten zur Krankenhauslandschaft in Nordrhein-
Westfalen, das am 12.09.2019 der Öffentlichkeit vorstellt worden sei. Zukünftig solle die 
Krankenhausplanung nicht mehr allein anhand der Bettenzahl vorgenommen werden, da 
sie keine Aussage über das wirkliche Versorgungsgeschehen zulasse. Zusätzlich solle die 
von den Gutachter*innen vorgeschlagene Planung medizinischer Leistungsbereiche und 
Leistungsgruppen eingeführt werden.

Zur Umsetzung der Krankenhausplanung gebe es neben dem Landesausschuss für 
Krankenhausplanung die AG-Krankenhausplanung sowie die Unterarbeitsgruppen für 
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Somatik und Psychiatrie, in denen die Landschaftsverbände zum Teil auch vertreten 
seien.

Die Verwaltung werde bis Ende 2019 kritische Punkte aus dem Gutachten für die LVR-
Kliniken identifizieren, damit diese ab 2020 interessengerecht in die Unterarbeitsgruppen 
mit eingebracht werden könnten. Die erste Sitzung der Arbeitsgruppe 
Krankenhausplanung habe am 28.10.2019 stattgefunden. In dieser Sitzung sei der 
Zeitplan für die zweimal monatlich tagenden Unterarbeitsgruppen im 1. Halbjahr 2020 
besprochen worden.

Frau Schmidt-Zadel hebt hervor, es sei positiv, dass der Landschaftsverband Rheinland in 
diesen Gremien an der Krankenhausplanung mitarbeite. Besonders zu berücksichtigen sei 
die Kinder- und Jugendpsychiatrie, da nach einem kurzfristigen Rückgang der Fallzahlen 
aufgrund der geburtenschwachen Jahrgänge ab 2025 ein erneuter Anstieg zu erwarten 
sei. Besondere Bedeutung komme auch der Notfallversorgung von psychisch Kranken zu, 
die bei der Krankenhausplanung beachtet werden müsse.

Auf Frage von Herrn Kresse antwortet Frau Wenzel-Jankowski, dem Gutachten komme 
eine große Bedeutung zu, da der Bundesgesundheitsminister es als Blaupause für die 
Krankenhausplanung anderer Bundesländer bezeichnet habe.

Herr Kresse führt aus, damit gewinne das Thema auch bundespolitisch an Bedeutung. Er 
regt an, sich damit intensiv in der Bundesarbeitsgemeinschaft der Träger Psychiatrischer 
Krankenhäuser zu befassen.

Frau Loepp hebt hervor, zurzeit sehe es so aus, als ob schwerpunktmäßig die Somatik 
betroffen sei. Die Entwicklungen in der Psychiatrie müssten aber genauestens beobachtet 
werden, damit keine finanziellen Kürzungen stattfinden.

Herr Feiter bittet, auch regelmäßig über die Entwicklungen für die LVR-Klinik für 
Orthopädie Viersen zu berichten.

Die Vorsitzende fasst zusammen, die Verwaltung werde gebeten, über den weiteren 
Fortgang sowie die Ergebnisse aus den Arbeitsgruppen des Landesausschusses für 
Krankenhausplanung regelmäßig zu berichten.

Das Gutachten zur Krankenhauslandschaft in Nordrhein-Westfalen wird gemäß Vorlage 
Nr. 14/3776 zur Kenntnis genommen.

Punkt 8
Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Personalausstattung 
Psychiatrie und Psychosomatik-Richtlinie: Erstfassung (PPP-RL)
Vorlage Nr. 14/3787

Frau Wenzel-Jankowski berichtet, dass der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) die 
Erstfassung der Qualitätsrichtlinie zur Mindestpersonalausstattung in der Psychiatrie und 
Psychosomatik am 19.09.2019 beschlossen habe. Der Beschluss sei am 22.10.2019 
veröffentlicht und damit erstmals für die betroffenen Kliniken zugänglich gemacht 
worden. 

Grundsätzlich lasse sich feststellen, dass die Richtlinie keine Weiterentwicklung der 
psychiatrischen und psychosomatischen Versorgung bedeute. Dieses lasse sich daran 
erkennen, dass die 1990 - 1991 entwickelten Regelaufgaben der beteiligten 
Berufsgruppen weitestgehend übernommen und lediglich in wenigen Punkten pauschal 
angepasst wurden. Das Hauptproblem aus der Richtlinie seien die Nachweispflichten über 
die Stellenbesetzungen, insbesondere die stationsbezogenen, monatlichen 
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Nachweispflichten. Damit setze die PPP-RL bürokratische Vorgaben zugunsten nicht mehr 
zeitgemäßer stationärer psychiatrischer und psychosomatischer Versorgung. Eine 
Unterschreitung der Mindestvorgaben auf den einzelnen Stationen führe zwar im Jahr 
2020 noch nicht zu Sanktionen, ziehe aber eine Überprüfung des Personaleinsatzes nach 
sich. Die Sanktionsvorgaben der Richtlinie sollen vom G-BA bis 30.06.2020 erarbeitet 
werden und sollen ab dem 01.01.2021 gelten. 

Es ist festzustellen, dass eine kontinuierliche Anpassung der Richtlinie vorgesehen sei. 
Eine erste Anpassung solle mit Beschluss zum 30.09.2021 erfolgen. Darüberhinaus werde 
eine weitere Anpassung hinsichtlich einer neuen Ausgestaltung der Personalvorgaben, die 
ab dem 01.01.2025 gelten sollen, hin zu einem zukunftsweisenden Modell angestrebt. 
Möglicherweise lassen sich hier Entwicklungen durch die Fachleute beeinflussen. Es werde 
besonders auf das Plattformmodell der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie, 
Psychosomatik und Nervenheilkunde (DGPPN) hingewiesen. 

Die Pressemitteilung der Bundesarbeitsgemeinschaft der Träger Psychiatrischer 
Krankenhäuser zu der Thematik ist der Niederschrift als Anlage 1 beigefügt.

Herr Nabbefeld und Frau Barion regen an, die Thematik im Rahmen einer Fachtagung 
aufzuarbeiten.

Frau Wenzel-Jankowski schlägt vor, im 1. Halbjahr 2020 das 5. Kölner Entgeltforum 
Psychiatrie und Psychosomatik stattfinden zu lassen, das sich schwerpunktmäßig mit 
dieser Thematik befassen solle.

Der Gesundheitsausschuss stimmt dem zu.

Der Bericht über den Beschluss des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine 
Personalausstattung Psychiatrie und Psychosomatik-Richtlinie wird gemäß Vorlage Nr. 
14/3787 zur Kenntnis genommen. 

Punkt 9
Ablösung des Patientenmanagementsystems IS-H durch NEXUS-PAT
Vorlage Nr. 14/3771

Keine Anmerkungen.

Der Bericht zur Ablösung des Patientenmanagementsystems IS-H durch NEXUS-PAT wird 
gemäß Vorlage 14/3771 zur Kenntnis genommen.

Punkt 10
Anträge und Anfragen der Fraktionen

Keine Anmerkungen.

Punkt 11
Bericht aus der Verwaltung

Keine Anmerkungen.
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Punkt 12
Verschiedenes

Frau Loepp lobt die informativen Fortbildungsveranstaltungen in den LVR-Kliniken.

Aachen, 16.12.2019 

Die Vorsitzende 

S c h u l z

Köln, 02.12.2019 

Die Direktorin des Landschaftsverbandes 
Rheinland 
In Vertretung 

W e n z e l - J a n k o w s k i










	Anlage 1 zu TOP 8

